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Zusammenfassung der wesentlichen Prüfungsergebnisse

Das Kommunale Prufungsamt (KPA) analysierte die Finanzlage des Landkreises Teltow-

Fläming anhand von Kennzahlen fürden Prüfungszeitraum 1996 sowie 2001 bis 2006. Um den

Status quo des Landkreises zu kennen, wurden ausgewählte Kennzahlen der Landkreise ver-

glichen. Der Vergleich ist auf Grund des derzeit vorhandenen Datenmaterials nur bis zum JaÄr

2006 möglich. lm Ergebnis war im Berichtszeitraum für den Landkreis eine sich verschlechtern-

de Finanzlage festzustellen. Die dauernde Leistungsfähigkeit des Haushalts ist nach aktueller

Beurteilung n icht gesichert,

lm Venrualtungshaushalt vergrößerte sich das Haushaltsvolumen durch die Anderungen im Zu-

sammenhang mit dem SGB ll und der Finanzierungsmodalitäten frlr die Kinderbetreuungsein-

richtungen. lm Vermögenshaushalt ging das Haushaltsvolumen zurück, da das Land seine Zu-

weisungen für lnvestitionen reduzierte. Unter Berücksichtigung der prognostizierten Bevölke-

rungsentwicklung ist in den kommenden Jahren von zurückgehenden Einnahmen auszugehen

Die allgemeine Rücklage wies zum 31. Dezember 2006 einen Bestand i. H, v. 269 Tsd. € aus.

Durch die Zuführung i. H v 4,9 Mio. € im Jahr 2007 wurde der Mindestbestand erst wieder er-

reicht. Die Rücklage ist zweckgebunden für die Finanzierung des Ausbaus der B 101 und wird

derzeit zur Sicherung der Liquiditat der Kreiskasse eingesetzt. Seit dem Jahr 2001 war die Li-

quidität der Kreiskasse eingeschrankt und es bestand Bedarf an Kassenkrediten. Der im Jahr

2006 vom Landkreis zu leistende Schuldendienst (Zinsen und Tilgung einschließlich Leasing-

vertrag ftir das Kreishaus) von rund 3,9 Mio. € und die Zinszahlungen für die aufgenommenen

Kassenkredite i. H. v. 960 Tsd. € nahmen Einfluss auf die Leistungsfähigkeit des Haushalts,

Der Verwaltungshaushalt enrvirtschaftete nur in den Jahren 1996 und 2002 des Berichtszeit-

raums eine freie Spitze (T2.2.5 bis 2.7) lm Jahr 2001 und ab dem Jahr 2003 bestand ein nega-

tives bereinigtes Haushaltsergebnis, das auf einen Betrag von insgesamt 11,8 Mio. € im Jahr

2006 anstieg (I2.2.9\, Zuzüglich der nicht gedeckten Fehlbeträge aus Vorjahren und dem nicht

vorhandenen Mindestbestand der allgemeinen Rücklage bestand im Jahr 2006 ein Gesamtkon-

solidierungsbedarf von rd. 24,3 Mio, €. Auch die nachfolgenden Haushaltsjahre schlossen mit

Fehlbeträgen von 15,2 Mio, € in 2007 und rd 6,4 Mio, € in 2008 ab. In beiden Haushaltsjahren
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konnte keine freie Spitze erwirtschaftet werden. Bei vollständiger Deckung der Fehlbeträge aus

Vorjahren hätten die Haushaltsjahre 20A7 mit einem Fehlbetrag von rd. 25 Mio. € und 2008 mit

einem Fehlbetrag von rd.21,5 Mio. € abgeschlossen. Zudem bestehen finanzielle Risiken in

den gewährten Ausfallbürgschaften (Tz. 2.8 und 2.10).

Nach der Haushaltsplanung sind in den kommenden Jahren keine neuen Kreditaufnahmen vor-

gesehen, Für das Jahr 2009 ging der Landkreis davon aus, dass das Rechnungsjahr mit einem

ausgeglichenen Ergebnis abgeschlossen werden kann. Der Haushaltsplan frir das Jahr 2010

wird derzeit erst erarbeitet. Für die Sicherung der dauernden Leistungsfähigkeit und vor dem

Hintergrund der bestehenden finanziellen Risiken (vgl, Tz. 2.10) ist nach Auffassung des KPA

eine Ausweitung der Haushaltskonsolidierung zwingend erforderlich. Die Haushaltssicherungs-

konzepte 2007 und 2008 basierten allein auf der Annahme, dass der Haushaltsausgleich durch

sich bessemde wirtschaftliche Rahmenbedingungen verbunden mit daraus resultierenden

Mehreinnahmen erreichbar ist, Konsolidierungsmaßnahmen, die auf der Ausgaben-

/Aufwandsseite ansetzen, waren nicht beschlossen.



1.1 Prüfungsverlauf

Die Zuständigkeit des KPA für die überörtliche Prüfung des Landkreises Teltow-Fläming ergibt sich aus

$ 63 Abs. 2 Landkreisordnung (LKrO)1 i V m S 116 Abs. 2 Gemeindeordnung (GO)2.

Der Prüfung des Landkreises Teltow-Fläming liegen die Prüfungsankündigungen vom 13. Juni 2008

und 18. Februar2010 zu Grunde. Die örtlichen Erhebungen führte das KPA in derZeitvom 20, August

bis 4. September 2008 durch. Da die dabei gewonnenen Erkenntnisse für eine abschließende Beurtei-

lung der Finanzlage des Landkreises nicht ausreichten, erfolgte in derZeit vom 1. bis 5. März 2010 eine

weitere örtliche Erhebung,

Als Prüfungsunterlagen standen dem KPA die Bücher, Belege, Akten und Schriftstücke des Landkrei-

ses geordnet und prüffähig zur Verfügung. Erbetene Auskünfte wurden zeitnah erteilt und erbetene Un-

terlagen umgehend vorgelegt.

1.2 Gegenstand und Umfang der Prüfung

Gegenstand der überörtlichen Prüfung war gemäß S 116 Abs, 1 GO eine vergleichend angelegte Ana-

lyse der Finanzlage des Landkreises Teltow-Fläming im Kontext zu den anderen Landkreisen des Lan-

des Brandenburg. Basierend auf den Daten des Jahres 1996 (Abschluss der Auswirkungen der Ge-

meindegebietsreform im Jahr 1994) wurden die Daten frir die Jahre 2001 bis 2006 in der jährlichen

Entwicklung erhoben und analysiert, Die aktuelle Entwicklung wurde an Hand der bereits vorliegenden

Jahresrechnungen 2007 und 2008 sowie dem Haushaltsplan für das Jahr 2009 beurteilt,

Das KPA hat die finanzielle Ausgangslage des Landkreises bewertet, mögliche Ursachen für die vorge-

fundene Haushaltslage abgeleitet und Risiken für die Haushaltskonsolidierung sowie die Entwicklung

der Finanzlage aufgezeigt.

Landkre isordnungfurdasLandBrandenburg i .d  F .derBekanntmachungvoml5  Oktober l993(GVBI  lS  398 433)  zu le tz tgeänder tdurchAr t i ke l  4desC'eset

zes zur Reform der Kommunalverfassung und zur Einführung der Drrektwahl der Landräte sowie zur Anderung sonstiger kommunalrechtl icher Vorschrif ten (Kom-

munalrechtsreformgesetz - KommRRefG) vom 18. Dezember 2007 (GVBI I S 286 329)

GemeindeordnungfurdasLandBrandenburg i .d .F  derBekanntmachungvoml0  Oktober200 l (GVBI  lS  154)  zu le tz t  geänder t  durchAr t i ke l  4desGesetzes

zur Reform der Kommunalverfassung und zur Einführung der Direktwahl der Landräte sowie zur Anderung sonstiger kommunalrechtlcher Vorschrif ten (Kommunal-

rechtsreformgesetz - KommRRefG) vom 18. Dezember 200/ (GVBI I S 2BO 329)
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Beginnend mit dem Jahr 2007 haben einige Landkreise des Landes Brandenburg die Haushaltsführung

auf die doppelte Buchführung in Konten umgestellt. Die Prüfung der Finanzlage erfolgte zunächst für

die Haushalte mit kameralem Abschluss in den Landkreisen, die ihr Rechnungswesen bereits umge-

stellt haben, Der Landkreis stellte sein Rechnungswesen zum 1. Januar 2009 auf die doppelte Buchfüh-

rung um. Am 14, Dezember 2009 er-folgte die Beschlussfassung des Kreistags über die gepruifte Jah-

resrechnung 2008 und die Entlastung des Landrats für die Haushalts- und Wirtschaftsführung.

Finanzlage

Die Darstellung bezieht sich auf die Ergebnisse der Jahresrechnungsstatistiken der Jahre 1996 sowie

2001 bis 2006 des Landkreises Teltow-Fläming. Die Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaus-

halts wurden um die inneren Verrechnungen, kalkulatorischen Einnahmen und Abschreibungen sowie

sonstigen kalkulatorischen Kosten bereinigt, lm Vermögenshaushalt erfolgte die Bereinigung um die

Einnahmen und Ausgaben aus inneren Darlehen und Umschuldungen.

2.1 Organisation der Aufgabenerfüllung

Kommunale Aufgaben werden nicht nur unmittelbar von der jeweiligen Körperschaft erledigt. Der Land-

kreis erledigte im Berichtszeitraum die Aufgaben des Rettungsdienstes in der Rechtsform eines Eigen-

betriebes und die Aufgaben der Abfallbeseitigung in einem Zweckverband. Zudem bestand folgende Ei-

gengesellschaft: Verkehrsgesellschaft Teltow-Fläming mbH (VTF), Bei den Beteiligungsgesellschaften

Struktur- und Wirtschaftsforderungsgesellschaft des Landkreises Teltow-Fläming (SWFG) und Flug-

platzgesellschaft Schönhagen mbH - Besitzgesellschaft - (FGS) besteht nach den Gesellschaftsverträ-

gen allein für den Landkreis Teltow-Fläming die Verpflichtung zum Ausgleich von Verlusten (er besitzt

an beiden Gesellschaften nahezu 100 Prozent der Geschäftsanteile).

Bei der Analyse der Verschuldung können Aussagen zum Schuldenstand des ,,Konzerns Landkreis" nur

gemacht werden, wenn die Schulden der ausgelagerten Aufgaben in die Betrachtung einbezogen wer-

den.
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Das KPA hat in der Finanzlage nur den so genannten Kernhaushalt des Landkreises betrachtet. Der

Schuldenstand für die gesamte Aufgabenerfüllung des Landkreises Teltow-Fläming stellt sich wie folgt

dar.

An der Gesamtverschuldung des Konzerns Landkreis im Jahr 2006 hat der Kernhaushalt einen Anteil

von 86 Prozent.

2.2 Entwicklung der Bevölkerung

Neben den Entscheidungen, die ein Landkreis bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben selbst trifft, gibt

es Faktoren, die sich auf die Haushaltsstabilität auswirken, aber nur mittelbar beeinflussen lassen. Die

Einwohnenahl sowie die Struktur der Bevölkerung gehören dazu.

2.2.1 Soziodemographische Entwicklung

Die Entwicklung der Einwohnezahl wirkt sich unmittelbar auf die Einnahmepotenziale aus. Sinkende

Einwohnezahlen führen zu geringeren Schlüsselzuweisungen und beeinflussen auch die Umlage-

grundlagen für die Kreisumlage.

Jahr 1996 2001 20a2 2003 2004 2005 2006
Einwohnerzahl am 31.12. 148.821160.009160.304160.695161.036161 .609 161 .971
Bevölkerungswachstum in % seit 1996 7,52 7,72 7,98 8,21 8,59 B,84
sozialversicherun gspfl ichtig besch äft igte
Arbeitnehmer 47.727 48.446 48.369.47.715.46.286-46.227-49.063.

Arbeitslosenquote in % 14,6 15,1 15,3 15 ,8 16,7 15,8 14,4
Verhältnis von verfügbarem Einkommen
und Primäreinkommen in %** 87,90 92,17 94,05* 94,17* 93,87. 95,43* 93,88.

. = vorläufiges Ergebnis, **Stand: August 2009

Die Einwohnezahl des Landkreises Teltow-Fläming nahm im Zeitraum von 1996 bis 2006 um 13.150

Personen (8,84 Prozent) zu.

Schuldenstand Vergleichsdaten
ben in Tsd. € 2006 2005 2004

Kernhaushalt 23.211 19 684 16 582
Sondervermögen 600 0 0
Eigengesellschaften 3 075 3,539 3.349
Summe 26 886 23.223 19.931
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Nach der Bevölkerungsprognose 2006 bis 2030 des Amtes frir Statistik Berlin Brandenburg (AfS) sollte

sich diese Entwicklung nur bis zum Jahr 2008 mit einer Einwohnezahl von 162.77A Einwohnern fortsef

zen. Tatsächlich erreicht die Zahl der Einwohner bereits im Jahr 2007 ihren Höchstwert mit 162324

Einwohnern. Danach soll sie jährlich zurückgehen. Bis zum Jahr 2030 wird die Einwohnezahl kontinu-

ierlich um insgesamt 15.930 Einwohner auf 146.840 Einwohner abnehmen, dass bedeutet einen Rück-

gang an Einwohnern von 9,8 Prozent,

Seit dem 2005 nahm die Arbeitslosenquote kontinuierlich ab. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig

beschäftigten Arbeitnehmer ging bis zum Jahr 2005 zurück und stieg seitdem wieder an. Auf Grund die-

ser Entwicklung nahm der Bedarf an Sozialleistungen im Berichtszeitraum ab. Das ist erkennbar an der

Kennzahl Verhältnis von verfrigbarem Einkommen und Primäreinkommen in Prozent, die seit dem Jahr

2006 zurückgeht und sich vorher wechselhaft entwickelte. Der Wert der Kennzahl unterhalb von 100

dnickt zudem aus, dass die Zahl der Einwohner, die ihren Lebensunterhalt ohne Sozialleistungen finan-

zieren größer ist, als die Zahl der Einwohner, die ihren Lebensunterhalt nur mit staatlicher Unterstüt-

zung bestreiten können.

2.2.2 Struktur der Bevölkerung

Der Aspekt der Bevölkerungsstruktur gewinnt vor allem durch die Kosten der Infrastrukturbereitstellung

(Schulen oder Einrichtungen für ältere Menschen) an Bedeutung, Die nachfolgende Tabelle belegt den

Strukturwandel:

Jahr
Altersstruktur 1996 bis 2006

Anzahl
Schüler0 bis

unter 6
6 bis

unter 18
18 bis

unter 21
21 bis

unter 65
>65

1996 5.478 25.699 5.376 93.004 20.684 6.877
2AA1 7.345 21.511 6.760 99.905 24.893 6.802
2002 7.482 20.518 6, i38 99.790 26.180 6.976
2003 7 .521 19,526 6.824 99,782 27 .493 6.889
2004 7.627 18.624 6.694 99.606 28.849 6.778
2005 7.680 17.711 6.787 99,357 30.367 6 .715
2006 7.719 16.798 6.828 99.121 31.917 6.496

Die Anzahl der Kinder unter sechs Jahren stieg bis zum Jahr 2006 an (2.241 Kinder seit 1996). Einen

deutlichen Rückgang (34,6 Prozent) vezeichnete der Anteil der schulpflichtigen Kinder und Jugendli-

chen im Berichtszeitraum (Rückgang um 8,901 Kinder und Jugendliche). Die Gruppe der jungen Voll-
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jährigen entwickelte sich seit dem Jahr 2001 wechselhaft, Der Anteil der Einwohner im enruerbsfähigen

Alter (21 bis unter 65 Jahre) verzeichnete im Jahr 2001 seinen Höchststand mit 99,905 Einwohnern.

Seitdem reduzierte er sich bis zum Jahr 2006 um nur 784 Einwohner (0,8 Prozent), Die Anzahl der Ein-

wohner ab 65 Jahre stieg im Berichtszeitraum um 54,3 Prozent an.

Die Schülezahl verzeichnete nach einem relativ konstanten Niveau bis zum Jahr 2003 erstmals im Jahr

2004 einen Rückgang. Von 2003 bis 2006 reduzierte sich die Schülerzahl von 6.889 auf 6,496 Schüler

(Rückgang um 393 Schüler, 5,7 Prozent), lm Kreisgebiet entwickelt sich die Schrilezahl sehr unter-

schiedlich. lm den Berlin nahen Gemeinden steigt sie an, wogegen sie in den Berlin fernen Gemeinden

zurück geht, mit der Folge, dass in den kommenden Jahren mit Schulschließungen zu rechnen ist.

Nach der Bevölkerungsprognose des AfS kommt es auch innerhalb der Altergruppen zu Veränderun-

gen: Die Gruppe der 0- bis unter 6-Jährigen geht bis zum Jahr 2030 um 3.300 Einwohner auf nur noch

4.420 Einwohner zurück. Das bedeutet einen Rtickgang um 42,8 Prozent. Die Gruppe der 6- bis unter

19-Jährigen sinkt bis auf 15,090 Einwohner im Jahr 2030. Gegenüberdem Ausgangswertdes Jahres

2006 von 19.170 Einwohnern bedeutet dies einen Rückgang um 4.080 Einwohner (21,3 Prozent). Die

Einwohnerzahl der 20- bis unter 65-Jährigen vezeichnet einen Rückgang auf nur noch 75,720 Einwoh-

ner im Jahr 2030. Bezogen auf den Ausgangswert von 101.250 Einwohnern im Jahr 2006 bedeutet dies

einen Ruckgang um 25.530 Einwohner (25,2 Prozent). Nur die Gruppe der riber 65-Jährigen soll von

31.920 Einwohnern im Jahr 2006 auf 50.250 Einwohner im Jahr 2030 ansteigen. Das bedeutet einen

Zuwachs um 57,4 Prozent (18.330 Einwohner).

Die demographischen Rahmenbedingungen des Landkreises sind im Vergleich der Landkreise des

Landes Brandenburg gtinstig. Hinzuweisen ist auf die unterschiedliche Entwicklung innerhalb des Land-

kreises Teltow-Fläming, die aus der regionalisierten Prognose des Landesamtes fur Bauen und Verkehr

Raumbeobachtung zu entnehmen ist Danach können die Gemeinden in der Nähe von Berlin bis zum

Jahr 2030 mit Bevölkerungswachstum rechnen, während die Gemeinden fern von Berlin deutliche Be-

völkerungsrückgänge enruarten. Es besteht Investitionsbedarf insbesondere bei den Angeboten für älte-

re Menschen.
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2.3 Ergebnisse des Verwaltungshaushalts

Die Ergebnisse des Verwaltungshaushalts geben Aufschluss über die Abhängigkeit des Landkreises

von einzelnen Einnahmearten und sind ein Indiz für die Möglichkeit, freiwillige Leistungen anzubieten.

Das Ausgabenniveau beeinflusst maßgeblich, ob neben den konsumtiven Ausgaben auch Investitionen

finanziert werden können. Hierbei ist ferner die Entwicklung einzelner Einnahmearten bedeutsam.

Jahr
1996 2041 2002 2003 2044 200s 2006

in Tsd. €
Bereinigte Einnahmen 117 .832 110.6981 1s .150111.9271 16.010 146,176156.866
Bereinigte Ausqaben 120.799111 .7681 13,067 117.820 130.099160,399166.373
Differenz: -2.967 1 070 2.083 - 5.893 -14.089 -14.223 -9.507

2.3.1 Struktur der Einnahmen des Verwaltungshaushalts

Das Haushaltsvolumen beim Landkreis entwickelte sich bis zum Jahr 2003 uneinheitl ich, Seit dem Jahr

2004 zeigen die bereinigten Gesamteinnahmen und Gesamtausgaben des Venrualtungshaushalts eine

steigende Tendenz, Zusätzliche Einnahmen im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB ll

erhöhten das Haushaltsvolumen der Jahre 2005 und 2006.

Einnahmen des Verwaltungshaushalts (in Tsd. €)
90,000

i5 000

60,000

45.000

30 000

15,000

0

El Steuern und allg. Zuweisungen D Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb fl sonst. Finanzeinnahmen

Die Umlagegrundlagen für die Kreisumlage bei den kreisangehörigen Gemeinden des Landkreises un-

terliegen seit dem Jahr 1996 starken Schwankungen (2. B. im Jahr 2001 rd. 96,9 Mio. € und im Jahr

2002 rd. 156,1 Mio. €). Der Höchststand des Jahres 2002 wurde seitdem nicht wieder erreicht. Hier-

durch ist das aus der Kreisumlage ezielbare Aufkommen nur schwer planbar. Zudem werden durch die
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schwankenden Umlagegrundlagen auch die Zuweisungen aus dem Finanzausgleich beeinflusst. Dies

zeigt die nachfolgende Grafik:

Einnahmen des Verwaltungshaushalts (in Tsd. €)

70 000

60.000
50.000

40.000
30.000

20,000
10.000

0

Sl Steuern und allg. Zuweisungen tr Kreisumlage tr Einnahmen aus Venrvaltung und Betrieb tJ sonst. Finanzeinnahmen

In Folge der gesunkenen Einnahmen bei den Zuweisungen aus dem Finanzausgleich in den Jahren

2002 bis 2004 erhöhte der Landkreis ab dem Jahr 2005 den Umlagesatz für die Kreisumlage auf 45,00

Prozent. Seitdem wurde der Umlagesatz für die Kreisumlage nicht mehr verändert. Die Einnahmever-

luste aus den gesunkenen Umlagegrundlagen des Landkreises konnten durch die Erhöhung des Umla-

gesatzes für die Kreisumlage nicht ausgeglichen werden. Das höchste Aufkommen aus der Kreisumla-

ge mit 67,4 Mio. € im Jahr 2002 wurde seitdem trotz gesteigertem Umlagesatz nicht mehr erreicht. lm

iahr 2009 setzten sieben andere Landkreise einen niedrigeren Umlagesatz fur die Kreisumlage fest.

Der Durchschnitt des festgesetzten Umlagesatzes aller Landkreise für die Kreisumlage lag im Jahr 2009

bei 43,88 Prozent.

Die Einnahmen aus Venrualtung und Betrieb (Hauptgruppe 1) wurden auch durch die geänderte Ge-

setzgebung zu den Kinderbetreuungseinrichtungen beeinflusst. Mit dem 3. Gesetz zur Anderung des

Kindertagesstättengesetzes3 war neben anderen Leistungsverpflichteten der Landkreis ab

1 . Januar 2004 wieder für die Finanzierung der Kosten der Kindertagesbetreuung zuständig. Die Zuwei-

sungen des Landes und die Weiterleitung dieser wurden seitdem wieder im Haushalt des Landkreises

nachgewiesen und erhöhten dadurch das Haushaltsvolumen sowohl einnahme- als auch ausgabeseitig.

Dri t tesGesetzzui 'AnderungdesKindertagesstat tengesetzesvom' lT Dezember2003id.F.derBekanntmachungvom23.Dezember2003(GVBI.  l .S.311)
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2.3.2 Struktur der Ausgaben des Verwaltungshaushalts

Die Haushaltsstabilität eines Landkreises wird insbesondere durch das Ausgabeverhalten beeinflusst.

Die wesentlichen Ausgaben des Venrualtungshaushalts entwickelten sich im Prüfungszeitraum wie folgt:

Die Personalausgaben stiegen im Berichtszeitraum um 2,1 Mio. €. lm Zeitraum von 2001 bis 2006 re-

duzierte sich die Stellenzahl (in Vollzeiteinheiten) laut dem Stellenplan um 46,28 Planstellen auf 821,71

Stellen. Andere Landkreise mit gleicher demographischer Entwicklung haben in den letzten Jahren

deutlich mehr Personal abgebaut. Insoweit scheint hier noch Konsolidierungspotenzial für ein Haus-

haltssicherungskonzept zu bestehen.

Die Ausgaben für den sächlichen Venrualtungs- und Betriebsaufwand waren in den Jahren 2001 bis

2004 nahezu konstant. Ab dem Jahr 2005 erhöhten sie sich durch die Aufgabenwahrnehmung nach

SGB ll um rd. 21,1 Mio. € auf 48,1 Mio. € im Jahr 2006. Das Niveau der Ausgaben für Zuweisungen

und Zuschüsse des Jahres 2006 erreichte mit rd.27,1 Mio. € fast wieder das Niveau des Jahres 1996

von rd. 28,1 Mio. €.

Die Ausgaben fur soziale Leistungen - netto - steigerten sich bis zum Jahr 2003 auf ein Volumen von

rd.32,7 Mio. €. Trotz der Anderunqen durch das SGB ll blieben sie in den Jahren seit 2005 auf nahezu

gleichem Niveau.

Ausgaben des Veruvaltungshaushalts (in Tsd. €)
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I Sonstige Finanzausgaben f (Ungedeckter Fehlbetrag aus Vorjahren)
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Die erforderliche Deckung der Fehlbeträge aus Vorjahren ist die Ursache für den Anstieg der sonstigen

Finanzausgaben. Es ist darauf hinzuweisen, dass der Landkreis den in einem Haushaltsjahr entstande-

nen Fehlbetrag seit dem Jahr 2004 erst im übernächsten Jahr deckte. Hierdurch wurde insbesondere

das Rechnungsergebnis des Jahres 2003 um rd. 5,2 Mio, € zu positiv dargestellt. Auch in den Folgejah-

ren wurde der tatsächlich bestehende Konsolidierungsbedarf jeweils um ein Jahr vezögert dargestellt.

2.4 Ergebnisse des Vermögenshaushalts

ln den Jahren 2001 und 2002 war das Ausgabevolumen im Vermögenshaushalt deutlich großer als in

den Jahren ab 2003. Diese Entwicklung vollzog sich, da das Land seit 2003 nicht mehr in dem Umfang

zweckgebundene investive Zuweisungen bewilligte, wie es dies noch bis zum Jahr 2002tat. Auf Grund

der fehlenden Ertragskraft im Venrualtungshaushalt (vgl. Tz. 2.9.4) konnte der Landkreis seit dem Jahr

2003 die Ausgaben für Investitionen und lnvestitionsforderungsmaßnahmen nicht auf konstantem Ni-

veau halten,

2.4.1 Struktur der Einnahmen des Vermögenshaushalts

Der Vermögenshaushalt weist eine inhomogene Einnahmestruktur auf. Die unregelmäßigen Einnahmen

aus der Veräußerung von Anlagevermögen und die Einnahmen aus Krediten trugen nur in einigen Jah-

ren zur Finanzierung des Vermögenshaushalts bei.

Die Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen machten durchschnittlich 65 Prozent der Einnahmen

des Vermögenshaushalts aus, lm Vergleich zu anderen Landkreisen ist dies ein niedriger Wert, der un-

ter anderem dadurch entstand, dass der Landkreis in den letzten Jahren lnvestitionen durch die Aut

nahmevon Krediten i. H. v.24,4Mio,€finanzierte und damitden Schuldenstand erhöhte, Dennoch be-

stand eine deutliche Abhängigkeit des Landkreises von investiven Zuweisungen des Landes.

2AA2

253
in Tsd. €

21.314 15 ,910te Einnahmen
18,518
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Einnahmen des Vermögenshaushalts (in Tsd. €)
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In allen Jahren des Berichtszeitraums war es notwendig, lnvestitionen durch die Aufnahme von Krediten

zu finanzieren. Nur in den Jahren 1996 und 2002 erwirtschaftete der Verwaltungshaushalt eine freie

Spitze (T2.2.9.4), lm Jahr 2008 übernahm der Landkreis Darlehensverbindlichkeiten i. H. v. rd. 1,3 Mio.

€ von dem Verein Glashütte e, V.. Eine für das Jahr 2009 geplante Kreditaufnahme von rd. 3 Mio, €

wurde durch die Kommunalaufsicht nicht genehmigt.

2.4.2 Struktur der Ausgaben des Vermögenshaushalts

Ausgaben des Vermögenshaushalts (in Tsd. €)
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Die Ausgabenstruktur des Vermögenshaushalts zeigt relativ konstante Ausgaben für Baumaßnahmen.

Dagegen sind die Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für lnvestitionen seit 1996 deutlich zu-
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rückgegangen. Diese Entwicklung wurde maßgeblich durch die geringer werdenden Einnahmen beein-

flusst. lm Vergleich zum Jahr 1996 haben sich diese Ausgaben im Jahr 2006 um rund 5,7 Mio, €, mithin

um 8B,B Prozent reduziert. Die Ausgaben für den Vermögensenrlerb beinhalten die Leasingrate für das

Kreishaus, die bis zum Jahr 2006 vollständig aus dem Vermögenshaushalt finanziert wurde.

2.4.3 Investitionen ,-

Investitionen dienen der Zukunftssicherung. Insofern ist das dauerhafte Absinken der Investitionstätig-

keit ein Zeichen für zurückgehende Zukunftsvorsorge und damit ein Risikofaktor. Unabhängig davon

dürfen Investitionen nur im Rahmen der Leistungsfähigkeit des Haushalts vorgenommen werden. Hier-

bei sind strenge Maßstäbe anzulegen, insbesondere im Hinblick auf die im Rahmen der doppelten

Buchfrihrung zu erwirtschaftenden Abschreibungen.

Die Investitionstätigkeit verminderte sich im Prüfungszeitraum'1996 bis 2006 um 25,7 Prozent

(5,4 Mio. €), Die negativen Werte bei den Eigenmitteln (2003 und 2004) zeigen auf, dass in den ent-

sprechenden Jahren die zweckgebundenen Einnahmen für lnvestitionen insgesamt höher waren, als

die lnvestitionsausgaben des entsprechenden Jahres. In allen Jahren des Berichtszeitraums wurden die

Investitionen u. a. durch Aufnahme von Krediten finanziert.

Jahr
1996 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Tsd. €
Zuweisungen für Investitionen 17.698 24.819 18.839 14.190 15.836 13.430 6.993
Einnahmen aus Krediten 747 2.147 2.838 8 035 2.030 4.070 4.500
Eioenmittel 2.479 3.412 6.381 148 - 1.899 1.563 4.055
Summe der Investitionen 20.924 30.378 28.058 22.077 15.967 19.063 15.548

4 Gr, 92 - 96 und 98
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2.5.

2.5.1

Rücklagen

Allgemeine Rücklage und ,,rote Rücklagen"

Gemäß S 88 GO war eine Rücklage zur Sicherung der Haushaltswirtschaft und für Zwecke des Vermö-

genshaushalts zu bilden, Sinkt sie, werden die in den vergangenen Jahren angesammelten Mittel im

gegenwärtigen Haushalt aufgebraucht. Sofern kein Vermögen enruorben wird, handett es sich um Sub-

stanzvezehr; die Warngrenze ist das Erreichen des Mindestbestandss.

Jahr
1996 2001 2002 2003 2A04 2005 2006

n Tsd. €
Stand zu Beqinn des Haushaltsiahres 4.347 562 562 s62 562 269 269
Entnahme 0 0 0 0 293 0 0
Zuführung 3.800 0 0 0 0 0 0
Stand zum Ende des Haushaltsiahres 8.147 s62 562 562 269 269 269
Pfl ichtrücklage (Mindestbestand allgemeinen
Rücklage) 2.384 2.486 2.445 2.406 2,366 2.506 2.934

,,rote Rücklagen" 0 0 0 0 0 0 0
Fehlbestand der allqemeinen Rücklaqe 0 1.924 1.883 1.844 2.097 2.237 2.665
Allgemeine Rücklaqe in % der Pflichtrucklaqe 342 23 23 23 11 11 I

Der Mindestbestand der allgemeinen Rücklage konnte im Berichtszeitraum nur im Jahr 1996 vorgehal-

ten werden. lm Jahr 2007 erreichte der Landkreis wieder den Mindestbestand der allgemeinen Rückla-

ge durch eine Zuführung aus Veräußerungserlösen, Dieser dient der Minderung des Kreditbedarfs für

den weiteren Ausbau der B 101 .

Der Ausweis von ,,roten Rücklagen" ist notwendig für erwirtschaftete kalkulatorische Kosten, die in den

Vorjahren nicht in der allgemeinen Rricklage angesammelt werden konnten, da sie zur Minderung des

Fehlbetrags im Venrualtungshaushalt eingesetzt wurden. ln allen Jahren des Berichtszeitraums wurden

keine kalkulatorischen Kosten gebucht. Ein Ausweis von Beständen an ,,roten Rücklagen" erfolgte dem-

zufolge nicht.

Zwei Prozent der durchschnitt l ichen Ausgaben des Verwaltungshaushaltes der drei dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahre
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2.5.2 Sonderrücklagen

Sonderrücklagen sind nach der Gemeindehqushaltsverordnung nur für Zwecke des Venrualtungshaus-

halts zulässig. In Betracht kommen hier insbesondere Gebührenausgleichsrücklagen. Der Landkreis

wies im gesamten Berichtszeitraum keine Bestände an Sonderrücklagen aus,

2.6 Kredite und Zinsausgaben

Kredite belasten den Haushalt durch die Zahlungen für den Schuldendienst. Diese Ausgaben sind kuz-

fristig nicht zu beeinflussen und fuhren zu einer Einschränkung der Gestaltungsspielräume.

Der Schuldenstand (ohne Eigengesellschaften) betrug zum 31. Dezember 2006 nach den Saldenmittei-

lungen der Banken 23,2 Mio. €.

Jahr
1996 2001 2002 2003 2004 200s 2006

in Tsd. €
Schuldenstand am Jahresanfanq 6.948 4.900 6.395 8.464 15.598 16.581 19.683
Kreditaufnahme 747 2.147 2.838 8.035 2.030 4.070 4.500
Ordentliche Tilgung 472 652 i69 902 1.046 968 973
Außerordentliche Tilgunq 0 0 0 0 0 0 0
Sonstiqe Zuqänqe 0 0 0 0 0 0 0
Sonstiqe Abgänqe 0 0 0 0 0 0 0
Schuldenstand am Jahresende 7.223 6.39s 8.464 15.597 16.581 19.683 23.210

In allen Jahren des Berichtszeitraums erhöhte sich der Schuldenstand durch neu aufgenommene Dar-

lehen für Investitionen. Es ist darauf hinzuweisen, dass durch Kassenausgabereste, die in Folge ver-

späteter Abbuchungen des Schuldendienstes durch die Banken entstanden, die Daten zum Schul-

denstand am Jahresanfang und Jahresende nicht immer mit den Angaben in den Schuldenübersichten

übereinstimmen.

ln den Schuldenübersichten der Jahresrechnungsunterlagen der Jahre 2001 bis 2006 wies der Land-

kreis jährlich Bestände an kreditähnlichen Rechtsgeschäften aus. Hierbei handelt es sich um den lm-

mobilien-Leasingvertrag aus dem Jahr 1998, mit dem das Kreishaus in Luckenwalde enichtet wurde.

Der Vertrag umfasst eine Dauer von22 Jahren mit zwei Mietperioden (1. bis 15. Mietjahr, 16. bis22.

Mietjahr). Nach der ersten Mietperiode - somit am 31. Mai 2014 - beläuft sich der voraussichtliche

Restwert auf rd. 23,0 Mio. €. Ein Enruerb durch den Landkreis ist zu diesem Zeitpunkt möglich. Am Ende
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der zweiten Mietperiode beträgt der voraussichtliche Restwert noch rd. 4,5 Mio. €. Zu diesem Betrag

kann der Landkreis das Eigentum an dem Objekt enruerben. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Lea-

singrate aus einem Tilgungs- und einem Zinsanteil besteht. Bis einschließlich 2006 buchte der Land-

kreis die vollständige Leasingrate im Vermögenshaushalt, Ab dem Jahr 2007 wurde im Vermögens-

haushalt nur noch der Titgungsanteil der Leasingrate dargestellt. Unter Berücksichtigung des Schul-

denstands aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften ergibt sich für den Landkreis Teltow-Fläming folgen-

der Gesamtsch u ldenstand :

Jahr
1996 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Tsd. €
Schuldenstand am Jahresanfanq 6.948 63.194 63.379 63,675 73.372 72.340 73.254
Kreditaufnahme 747 2.147 2.838 8,03s 2.030 4.070 4.s00
Ordentliche Tilqunq 472 652 769 902 1.046 968 973
Au ßerordentliche Tilqunq 0 0 0 0 0 0 0
Sonstiqe Zuqänqe 0 0 0 5.083 0 0 0
Sonstige Abgänqe 0 1 .310 1.772 2.520 2.016 2.192 2.290
Schuldenstand am Jahresende 7.223 63.379 63.675 73.372 72.340 73.250 74.487

Der Schuldenstand hat sich im Berichtszeitraum erhöht, da die Kreditaufnahmen insgesamt höher wa-

ren, als die Titgung der Kreditverbindlichkeiten. Unter Berücksichtigung der Verbindlichkeiten aus kre-

ditähnlichen Rechtsgeschäften weist der Landkreis seit dem Jahr 2001 den höchsten Schuldenstand al-

ler Landkreise des Landes Brandenburg aus. ln den Jahren 2007 und 2008 erfolgten keine neuen Kre-

ditaufnahmen, lm Jahr 2008 übernahm der Landkreis jedoch die Darlehensverbindlichkeiten des Muse-

umsdorfs Glashütte e. V. i. H. v, rd, 1,3 Mio. €. Die hierfürerforderliche Genehmigung der Kommunal-

aufsichtsbehörde wurde erteilt. Der in der Haushaltssatzung 2009 festgesetzte Gesamtbetrag der Kredi-

te i. H. v. 2,95 Mio, € wurde nicht genehmigt. Nach den Haushaltsunterlagen 2009 sind auch in den

Folgejahren keine neuen Kreditaufnahmen vorgesehen.

Geringe Tilgungsleistungen bedeuten eine niedrige Pflichtzuführung zum Vermögenshaushalt. Damit

stellt sich die aktuelle Haushaltslage umso günstiger dar, je langfristiger die Kreditlaufzeiten sind. Aller-

dings werden zukünftige Haushalte belastet. Besonders bedenklich ist es, wenn die Kreditlaufzeiten die

geplante Lebensdauer der lnvestitionen überschreiten (mangelnde Kreditkongruenz). Das KPA setzte

die ordentliche Tilgung eines jeden Jahres in Relation zum Gesamtbetrag der Verschuldung. So ergibt

sich die Zahl der Jahre, die durch die gegenwärtige Tilgung rechnerisch zum Abbau der Schulden benö-

tigt wurde. Die Warngrenze für die Kreditlaufzeit wurde unter Wrirdigung der mittleren Nutzungsdauer

des kommunalen Vermögens auf 20 Jahre festgelegt.
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Jahr 1996 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Rechnerische Kreditlaufzeit in Jahren 15,3 32,3 25,1 21,5 23,6 23,2 22,8

Die Warngrenze wurde durch den Landkreis seit dem Jahr 2001 überschritten. Zur Sicherstellung der

fristenkongruenten Finanzierung der Investitionen sollte der Landkreis bei der Umschulung von Krediten

bemüht sein, den Tilgungsanteil im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten zu erhöhen.

Jahr
1996 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Tsd. €
Zinsausgaben 474 90 170 390 751 955 1.630
davon: für Kredite 474 B8 156 336 470 582 670
davon: für Kassenkredite 0 2 14 54 281 373 960

Durch den Anstieg der Verschuldung im Berichtszeitraum erhöhten sich auch die Ausgaben für Zinsen,

Zudem stiegen die Zinsausgaben ab dem Jahr 2004 an, da der Landkreis in Folge der sich verschlech-

ternden Haushaltslage die Liquidität der Kreiskasse nur noch durch die Aufnahme von Kassenkrediten

sichern konnte.

2.7 Kassenkredite

Seit dem Jahr 2001 konnte zeitweise nicht sichergestellt werden, dass die Einnahmen die zu leistenden

Ausgaben deckten . Zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit bestand das Erfordernis, den Kassen-

bestand durch die lnanspruchnahme von Kassenkrediten zu verstärken. Ab dem Haushaltsjahr 2005

war die tägliche Aufnahme von Kassenkrediten erforderlich. Der Bedarf an Kassenkrediten und die dar-

aus resultierende Zinsbelastung entwickelten sich im Berichtszeitraum wie folgt:
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In den Jahren 1996 bis 2003 war eine Genehmigung des festgesetzten Höchstbetrags der Kassenkredi-

te nicht erforderlich. Fur die aufgenommenen Kassenkredite wurden im Jahr 2006 Zinsen i. H. v.

960 Tsd, € gezahlt,

2.8 Bürgschaften

Bei der Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit sind auch die gewährten Bürgschaften zu be-

trachten, Bürgschaften können den Schuldenstand des Landkreises mittelbar beeinflussen, falls er als

Bürge in Anspruch genommen wird. Diese Zahlungsverpflichtungen können bei angespannter Finanz-

lage des Landkreises nur durch die Aufnahme eines Kredits erfüllt werden.

lm Jahr 1996 wies der Landkreis in seinen Haushaltsunterlagen vierAusfallbürgschaften i. H, v. insge-

samt 2,6 Mio, € zu Gunsten von drei Bürgschaftsnehmern aus. Die mit den Ausfallbürgschaften besi-

cherten Darlehensverträge wiesen zum Jahresende 1995 einen Schuldenstand von rd, 2,4 Mio. € aus,

Ende des Jahres 2000 waren bereits zwei mit den Ausfallbürgschaften besicherten Darlehensverträge

der Unternehmen vollständig getilgt. Ein weiterer Darlehensvertrag war zum Jahresende 2003 getilgt.

Das letzte Darlehen aus den Altbürgschaften war im Jahr 2006 vollständig getilgt, Avalgebühren wurden

durch den Landkreis nicht erhoben,
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Mit Erlass vom 17. Mai 2006 genehmigte das Ministerium des lnnern (Ml) dem Landkreis die Übernah-

me von insgesamt 15 Ausfallbürgschaften mit einem Bürgschaftsvolumen von rd. 17 ,2 Mio. € (Schul-

denstand zum 30, Juni 2005) zugunsten der SWFG (12,8 Mio. €) und der FGS (4,4 Mio. €). Mit Erlass

vom 5. Juli 2006genehmigte das Ml eine weitere Ausfallbürgschaft uber 13 Mio. €fürden Ankauf von

lmmobilien von der MBS Potsdam durch die SWFG. Die Ausfallbürgschaften zugunsten der SWFG hat-

ten ein Gesamtvolumen von rd .25,8 Mio. €.

Zum 31. Dezember 2006 wiesen die mit den Ausfallbürgschaften besicherten Darlehensverträge der

FGS noch einen Restsaldo i. H. v. 4,2 Mio. € aus, der sich bis zum 31, Dezember 2009 auf

rd. 3,5 Mio. € reduzierte.

Die mit den Ausfallbürgschaften besicherten Darlehensverträge der SWFG wiesen zum 31. Dezember

2006 noch einen Restsaldo i. H. v. 24,2\,/rio, € aus, dersich bis zum 31.12.2009 auf 21,5 Mio. € redu-

zierte. Die gegenüber der SWFG gewährten Ausfallbürgschaften stuft das KPA als Risiko für den Kreis-

haushalt ein (vgl.  T2.2,10).

Avalgebühren (auch Avalprovisionen) ist ein vereinbarter Betrag (meist ein Prozentanteil des verbürgten

Betrags), den der Schuldner dem Bürgen als Entgelt für das eingegangene Risiko zahlt. Die Erhebung

von Avalgebühren ist wirtschaftlich gerechtfertigt, da der Kreditnehmer durch die Übernahme der Bürg-

schaft durch den Landkreis von günstigeren Kreditkonditionen profitiert. Auch die Grundsätze der Ein-

nahmebeschaffung (S 75 GO) gebieten die Erhebung von Avalgebühren. Für die Ausfallbürgschaften

zugunsten der FGS und der SWFG erhob der Landkreis keine Avalgebuhren,
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2.9 Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit

Der Landkreis hat seine Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung sei-

ner Aufgaben gewährleistet ist (S 74 Abs,1 GO). Die Zielsetzung eines gemäß $ 74 Abs. 4 GO erforder-

lichen Haushaltssicherungskonzepts (HSK) ist es, die dauernde Leistungsfähigkeit des Landkreises

wieder zu erreichen. Auf die Sicherung der dauernden Leistungsfähigkeit kommt es auch bei der aut

sichtsbehördlichen Genehmigung der Kreditaufnahmen an. Die Genehmigung der vorgesehenen Kre-

ditaufnahmen ist in der Regel zu versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leis-

tungsfähigkeit des Landkreises nicht in Einklang stehen (S 85 Abs. 2 GO). Gleiches gilt sinngemäß

auch für Verpflichtungsermächtigungen. Diese sind nur zulässig, wenn durch die Finanzierung der aus

ihrer lnanspruchnahme entstehenden Ausgaben der Ausgleich künftiger Haushaltsjahre nicht gefährdet

wird ($ 84 Abs, 2 GO)

Die Aufgabenerfüllung ist nur dann gewährleistet, wenn der Landkreis dauerhaft über die Einnahmen

verfügt, die er zur Finanzierung seiner Ausgaben benötigt. Führen Schuldendienst und Folgelasten von

lnvestitionen dazu, dass Aufgaben eingeschränkt werden müssen, nicht mehr wahrgenommen werden

oder dass Gebrihren und Beiträge von den Einwohnern nicht mehr bezahlt werden können, ist die dau-

ernde Leistungsfähigkeit nicht mehr gesicherto.

Ein Ausgleich im Sinne von $ 74 Abs. 4 GO ist dann erreicht, wenn die Ausgaben insgesamt von den

Einnahmen gedeckt werden und die Haushaltssatzung somit keinen Fehlbedarf ausweist. Wenn dazu

eine Zuführung aus dem Vermögenshaushalt an den Venryaltungshaushalt erfolgen muss, handelt es

sich lediglich um einen formellen Haushaltsausgleich. Ein Ausgleich im materiellen Sinne und damit die

dauernde Leistungsfähigkeit sind erst erreicht, wenn neben den laufenden Ausgaben auch die fälligen

Zins- und Tilgungsverpflichtungen aus den Einnahmen des Verwaltungshaushalts gedeckt werden kön-

nen, Darüber hinaus muss der gemäß S 19 Abs. 2 GemHV vorgeschriebene Mindestbestand der alfge-

meinen Rücklage vorgehalten werdenT.

Ziffer ll.1 der Verwaltungsvorschriften über die Prüfung des Haushaltsausglerchs, über die Genehmigung von Kreditaufnahmen und Verpflichtungsermächtigungen

bei kommunalen Haushaltssatzungen im kreisangehörigen Eereich (W Haushaltssicherung Runderlass Nr 2/1995 des Ml vom 12. Januar 1995).

Zif fer ? 1 1des Runderlasses Nr 512000 des Ml (Aufstel lunq, Ausqestaltung und Genehmigung von Haushaltssrcherungskonzepten vom 23. Februar 2000).
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Die dauernde Leistungsfähigkeit ist nicht mehr gegeben, wenn

Der Verwaltungshaushalt nicht ausgeglichen ist.

lm laufenden Haushaltsjahr mit einem Fehlbetrag zu rechnen ist und nicht sicher erscheint,

dass dieser in den Folgejahren abgebaut werden kann (vgl. S 74 Abs. 4 GO - HSK).

Der Verwaltungshaushalt zur Finanzierung des Vermögenshaushalts dauerhaft nicht ausrei-

chend beitragen kann.

Die Deckung der Finanzierungs- (Schuldendienst) und Folgelasten durchgeführter Investitionen

nicht gesichert ist.

Haushaltsrisiken in Folgejahren mit hoher Wahrscheinlichkeit zu enrvarten sind (Anlage 21 Mus-

ter zu $ 23 Abs. 3 GemHV).

Dabei sind lnvestitionslasten, die zwangsläufig in späteren Jahren auf den Landkreis zukommen (Til-

gungsstreckungen, Endfälligkeitsdarlehen, Altschulden), zu berücksichtigeno.

Schließlich ist die dauernde Leistungsfähigkeit nicht mehr gegeben, wenn ein Landkreis trotz anschei-

nend noch gegebener Leistungsfähigkeit bei der Beantragung einer Genehmigung gemäß

S 85 Abs. 2 GO bereits einen Schuldenstand aufweist, der die durchschnittlichen Einnahmen des Ver-

waltungshaushalts der letzten drei Jahre (ohne Zuführung vom Ver:mögenshaushalt) ribersteigt

und/oder der Schuldendienst mehr als sechs Prozent der Einnahmen des Verwaltungshaushalts (ohne

Zuführung vom Vermögenshaushalt) ausmacht bzw. die genannten Werte durch die beantragten Kredi-

te überschritten werden und die Rentierlichkeit der durchzuführenden Maßnahme nicht hinreichend si-

cher angenommen werden kann oder der Kredit nicht im Rahmen von Förderprogrammen des Landes

(2. B, Schulbau) aufgenommen wirde.

Ztt ter1.3 1desRunder lassesNr 712003destv l l  (Kredi twesenderKommunen) vom1.August2003

Zrffer 1 3.5 des Runderiasses Nr 7t2003 des Ml (Kreditwesen der Kommunen) vom 1. August 2003

t.
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2,9.1 Zuführung zum Vermögenshaushalt

Die Höhe der Zuführung zum Vermögenshaushalt verdeutlicht die Ertragskraft des Venrvaltungshaus-

halts. Sie zeigt, ob der Landkreis seinen laufenden Verpflichtungen (incl. Schuldentilgung) nachkommen

kann und darüber hinaus in der Lage ist, aus laufenden Mitteln vermögenswirksame Ausgaben zu fi-

nanzieren, Für den Landkreis ermittelte das KPA folgende Beträge:

In allen Jahren des Berichtszeitraums erreichte die Zuführung zum Vermögenshaushalt mindestens die

Pflichtzuführung. ln den Jahren 1996 und 2002 führte der Landkreis dem Vermögenshaushalt Beträge

zu, die über der Pflichtzufuhrung lagen. Sie standen im Vermögenshaushalt für die Finanzierung der ln-

vestitionen zur Verfügung (auch Minderung des Kreditbedarfs). ln den Jahren zAU, 2003 sowie 2005

und 2006 erfolgten ebenfalls Zuführungen aus dem Vermögenshaushalt an den Venrualtungshaushalt.

Diese zeigen, dass der Venvaltungshaushalt nicht die Ertragskraft hatte, um die Pflichtzuführung tat-

sächlich zu enruirtschaften. Der Wert ,,saldierte Zuführung an den Vermögenshaushalt" in der Tabelle

zeigt, dass nur in den Jahren 1996 und 2002 die Zuführung an den Vermögenshaushalt die Pflichtzu-

führung erreichte, In allen anderen Jahren des Berichtszeitraums lag die saldierte Zuführung an den

Vermögenshau shalt u nterh alb der Pflichtzufü hru n g.

Jahr
1996 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Tsd. €
Ordentliche Tilgung von Krediten 472 652 769 901 1.046 968 973
Leasingraten kreditähnlicher Rechts-
oeschäfte 0 1 .310 1.773 2.524 2.016 2.192 2.291
Kreditbeschaffu n gskosten 0 11 11 12 12 11 I
Zwischensumme 472 1.973 2.553 3,433 3.074 3.171 3.273
Abzüglich tilgungsbezogene Einnah-
men 0 0 0 0 0 0 0
Pflichtzuführung 472 1.973 2.553 3.433 3.074 3.171 3.273
Zuzüglich kalkulatorische Abschrei-
bungen 0 0 0 0 0 0 0
Sollzuführung 472 1,973 2.553 3.433 3.074 3.171 3.273
Tatsächliche Zufüh ru ng 3.936 1.973 2.723 3.433 3.074 3.171 3.273
Zuführung an den Venraltungs-
haushalt 0 350 0 927 0 1.796 1.989

saldiede Zuführung an den Ver-
mögenshaushalt 3.936 1.623 2.723 2.506 3.47 4 1.37s 1.284
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2.9.2 Haushaltsergebnis

Der Landkreis konnte nur die Jahre 1996 und 2002 des Berichtszeitraums mit einem ausgeglichenen

Haushalt abschließen. Der im Haushaltsjahr 200l entstandene Fehlbetrag wurde im Jahr 2A02 gedeckt.

Ab dem Haushaltsjahr 2003 schloss der Venvaltungshaushalt jährlich mit einem Fehlbetrag ab, der sich

im Jahr 2005 auf 14,3 Mio, € erhöhte. lm Jahr 2006 betrug der Fehlbetrag rd. 9,8 Mio. €. Die Entwick-

lung der Fehlbeträge ist nachfolgend dargestellt:

Fehlbeträge/ Fehlbedarf 1996, 2001 bis 2006 in Tsd. €

30,000

20 000

10 000

0

-10 000

B Fehlbetrag ü davon: Abwicklung der Vorjahre I noch zu deckender Fehlbetrag

flrr

,'"fr
1 996 2001

i l--r I

2002 2003 2004
'  . l  [ - '

2005 2006 2007

Bereits ab dem Haushaltsjahr 2004 deckte der Landkreis die entstandenen Fehlbeträge nicht im Folge-

jahr, sondern erst im darauffolgenden Jahr. Die Säulen der Jahre 2002,2006 und 2008 verdeutlichen,

dass sich die summierten Fehlbeträge insgesamt reduzierten, da diese Säulen teilweise einen negati-

ven Wert zeigen. ln Höhe des negativen Wertes erfolgte ein Abbau von Fehlbeträgen.
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2.9.3 Strukturelles Defizit

Bei dieser Kennziffer wird das Haushaltsergebnis laut Jahresrechnung um den Sondereffekt der Rück-

zuführung zum Venrualtungshaushalt bereinigt sowie die Deckung der Altfehlbeträge berücksichtigt. Für

die Haushaltsjahre 1996 sowie 2001 bis 2006 errechnet sich das strukturelle Defizit wie folgt:

Jahr Soll-Einnahmen Soll-Ausqaben Ditferenz
in€

1996 117.783.755,86117.783.755,86 0,00
Rückzufüh runq zum Venrualtunqshaushalt 0,00 0,00 0.00
Deckung Soll-Fehl beträqe 0,00 0,00 0,00
Strukturelles Defizit 117.783.755,96 117.783.755.86 0,00
2001 111.333.413,29112.422.575.93 1.089.162.64
Rückzuführunq zum Verwaltunqshaushalt 349.560,95 - 349.560.95
Aqdqlslq!:FqllEträgq 745.724,59 + 745.724,59
Strukturelles Defizit 1 10,983.852,34 111.676.851,34 - 692.999,00
2002 1 1 3.093 941 ,1 6 113.093 941,16 0,00
Rückzuführung zu m Verwaltunqshaushalt 0,00 0,00
Deckunq Soll-Fehlbeträqe 1.089.162,64 + 1.089.162.64
Strukturelles Defizit 1  13.093,9  41 ,16 112.004.778,52 + 1.089.162.64
2003 112.716 595.24 117,845.824,99 - 5.129.229.75
Rückzuführun0 zum Venrualtunqshaushalt 926.7s7.17 - 926.757 .17
Deckunq Soll-Fehlbeträqe 0,00 0,00
Strukturelles Defizit 1 11.789 838,07 117.845.924,99 - 6.055.986.92
2004 118.157 .289,74 130.047.991.95- 11.890.702.21
Ruckzuführunq zum Verwaltunqshaushalt 0,00 0,00
Deckunq Soll-Fehlbeträqe 0,00 0,00
Strukturelles Defizit 118.157.289,74130 047.991,95 - 11.890.702.21
Strukturelles Defizit bei Deckung aller
Fehlbeträse 118.1s7.289,74135.177.221,7017.A19.931,96

2005 146j27.250,89 160 410.504.64 - 14.283.253.75
Rückzuführunq zu m Verwaltunqshaushalt 1.796.312.76 1.796.312,76
Deckung Soll-Fehlbeträqe 5.129.229,75 + 5j29.229,75
Strukturelles Defizit 144.330.938.13155.281 .274,89 10.950.336,76
Strukturelles Defizit bei Deckung aller
Fehlbeträoe 144.330.938,13167 .171.977 ,14 - 22.841.038,97

2006 156.534.387,63166.353.405,88 -  9 .819,018,25
Rückzuführung zum Verwaltunqshaushalt 1.988 923,55 - 1.988.923.55
Deckunq Soll-Fehlbeträqe r .B9A.70221 + 11.890.742.21
Strukturelles Defizit 154.545.464,08 154.462,703,67 82.760.41
Strukturelles Defizit bei Deckung aller
Fehlbeträqe 154.545.464,08 168.745 957,42 14.200.493,34
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Nur in den Jahren 1996 und 2002 war kein strukturelles Defizit zu vezeichnen. Durch die Zuführungen

aus dem Vermögenshaushalt an den Verwaltungshaushalt erfolgte in den Jahren 2A01, 2003 sowie

2005 und 2006 insgesamt ein Vermögensvezehr von rd. 5,4 Mio, €. Ab dem Jahr 2003 bestanden

strukturelle Haushaltsdefizite, die bis zum Jahr 2005 anstiegen. Die Höhe der strukturellen Defizite, wie

sie bei unvezüglicher Deckung der Fehlbeträge aus Vorjahren entstanden wären, ist in der Tabelle

ebenfalls dargestellt. Die Tabelle verdeutlicht, dass im Jahr 2006 ebenfalls ein strukturelles Defizit ent-

standen wäre, wenn der Landkreis die Fehlbeträge aus Vorjahren vollständig gedeckt hätte.

2.9.4 Freie Spitze und bereinigtes Haushaltsergebnis

Ein leistungsfähiger Venrualtungshaushalt ist in der Lage, jährlich einen finanziellen Beitrag für die Fi-

nanzierung von Investitionen bzw. zur Bildung von Rücklagen zu erwirtschaften (freie Spitze). Dies ist

der Fall, wenn die Zuführung zum Vermögenshaushalt über der Pflichtzuführung liegt und der Venrual-

tungshaushalt gleichzeitig keinen Fehlbetrag ausweist sowie keine Ruckzuführung aus dem Vermö-

genshaushalt erfolgt.

Das bereinigte Haushaltsergebnis ist der Betrag, der notwendig wäre, um eine freie Spitze von Null zu

erreichen. Es bezieht Ausgaben in die Berechnung ein, die zum Substanzerhalt notwendig gewesen

wären. Wird das Ergebnis des Venvaltungshaushalts durch Zuführungen vom Vermögenshaushalt be-

einflusst, ist dies rechnerisch rückgängig zu machen.

Jahr 1996 2001 2002 2003 2404 2005 2006
in Tsd. €

Zuführung zum Vermögenshaushalt 3 936 1.973 2.723 3.433 3.074 3.171 3.273
- Pflichtzuführung 472 1.973 2.553 3.433 3.474 3.171 3.273
- Soll-Fehlbetrag lt. Jahresrechnung 0 1.089 0 5.129 11 .891 14.283 9.819
- Rückzufuhrung vom VmH 0 349 0 927 0 1.796 1.989
- Kalkulatorische Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 0
= Freie Spitze (+)oder

Bereinigtes Haushaltsergebnis (- 3.464 . 1.438 + 170 - 6.056 -  11.891-16.079- 11.808

Die Daten zeigen, dass der Verwaltungshaushalt nur in den Jahren 1996 und 2002 eine freie Spitze er-

wirtschaftete. In den Jahren 2001 sowie 2003 bis 2006 war die Ertragskraft des Verwaltungshaushaltes

nicht mehr gegeben, so dass der Verwaltungshaushalt im Vermögenshaushalt nicht alternativ zur Fi-

nanzierung von Investitionsausgaben oder zur Ansammlung von Rücklagen beitragen konnte, ln den
Jahren 2001 sowie 2003 bis 2006 wiesen die Jahresrechnungen trotz Vermögensverzehr von
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rd, 5,1 Mio. € einen Fehlbetrag aus. Die Leistungsfähigkeit hat sich ab dem Jahr 2006 verbessert, wie

das ansteigende bereinigte Haushaltsergebnis verdeutlicht. Auch die Haushaltsjahre 2007 und 2008

schlossen mit einem Fehlbetrag im Verwaltungshaushalt ab, lm Jahr 2007 entstand ein bereinigtes

Haushaltsergebnis von rd .19,7 Mio. € und im Jahr 2008 von rd. 9,1 Mio. €,

2.10 Gesamtbeurteilung und Risiken

Die Bestimmungen der GO und GemHV sowie der VV GemHV zu Grunde gelegt, gitt die dauernde

Leistungsfähigkeit als gesichert, wenn

im Verwaltungshaushalt und im Vermögenshaushalt ein ausgeglichenes Rechnungsergebnis

erreicht wird,

dabei die Pflichtzuführung zum Vermögenshaushalt gemäß $ 21 GemHV in Höhe der ordentli-

chen Tilgung der Kredite, den Leasingraten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften sowie den

Kreditbeschaffungskosten abzüglich etwaiger tilgungsbezogener Einnahmen vorgenommen

wird,

der Mindestbestand der allgemeinen Rücklage vorhanden ist,

eine Zuführung aus dem Vermögenshaushalt zum Erreichen des Haushaltsausgleichs nicht

notwendig ist,

die Soll-Zuführung zum Vermögenshaushalt von enruirtschafteten kalkulatorischen Abschrei-

bungen und sonstigen kalkulatorischen Kosten oder, soweit sie nach $ 19 GemHV erforderlich

ist, erfolgt und

der Verwaltungshaushalt eine freie Spitze enruirtschaftet, die den Kreditbedad zukünftiger lnves-

titionen mindert.

Die dauernde Leistungsfähigkeit des Landkreises war danach nur im Jahr 1996 gesichert. Dies

zeigen die Kennzahlen strukturelles Haushaltsdefizit und bereinigtes Haushaltsergebnis. lm Jahr

2002war die Leistungsfähigkeit durch den nicht mehr vorhandenen Bestand der allgemeinen Rücklage

eingeschränkt. Es bestand Konsolidierungsbedarf i. H. v. rd. 1,9 Mio. €, um den Mindestbestand derall-

gemeinen Rücklage anzusammeln, Seitdem hat sich der jährliche Konsolidierungsbedarf weiter erhöht.

lm Jahr 2006 wurden erste Konsolidierungserfolge sichtbar, die den Gesamtkonsolidierungsbedarf im

Vergleich zum Vorjahr um rd. 5,9 Mio. € reduzierten,
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Der durch das KPA ermittelte Gesamtkonsolidierungsbedarf zeigt nachfolgende Entwicklung:

Die Kreisentwicklung ist durch einen Bevölkerungsruckgang gekennzeichnet. Prognosen des AfS gehen

davon aus, dass die Einwohnezahl bezogen auf das Jahr 2006 nur bis zum Jahr 2008 stieg und ab

dem Jahr 2009 bis zum Jahr 2030 um 15.540 Einwohner zurückgeht. Der Bevölkerungsnickgang geht

einher mit Verschiebungen in der Altersstruktur der Bevölkerung, der Veränderungen im Leistungs-

spektrum des Landkreises verursachen wird. Zudem ist ab 2010 mit sinkenden Umlagegrundlagen zu

rechnen, da sich die Unternehmenssteuerreform bei den kreisangehörigen Gemeinden Einnahme min-

dernd auswirkt. Darüber hinaus werden zurückgehende Steuereinnahmen des Landes auch zu einer

reduzierten Schlüsselmasse fur den kommunalen Finanzausgleich führen. Zusätzlich sinken beginnend

mit dem Jahr 2009 die Mittel aus dem Solidarpakt erheblich. Die Umlagegrundlagen der kommenden

Jahre für die Kreisumlage werden ebenfalls durch die gegenwärtige Finanzkrise beeinflusst. Die Haus-

haltsplanung 2009 berücksichtigte diese Entwicklung nicht. Der Teilergebnisplan 61101 weist bis zum

Jahr 2012 nur einen geringfügigen Einnahmerückgang aus. Der Landkreis plante von 2009 bis 2012 ein

relativ konstantes Aufkommen aus Schlüsselzuweisungen und der Kreisumlage. Diese Planung stuft

das KPA als risikobehaftet ein. Spezielle Herausforderungen sind auch darin zu sehen, dass die Bevöl-

kerungsentwicklung innerhalb des Kreisgebietes uneinheitlich vorhergesagt wird. Die regionalisierte

Prognose zur Bevölkerungsentwicklung erwartet für die Gemeinden ohne Nähe zu Berlin starke Rtick-

gänge in der Einwohnezahl verbunden mit deutlichen Verschiebungen in der Alterstruktur.

Um die finanzielle Leistungsfähigkeit dauerhaft zu sichern, muss die Ertragskraft des Haushalts erhöht

werden. lnsofern ist eine Ausweitung und konsequente Haushaltkonsolidierung unabdingbar. Am 2, Mai

2006 trat eine Strukturreform in Kraft, die u. a. eine Reduzierung der Beigeordneten von drei auf eine

Beigeordnetenstelle als Konsolidierungsmaßnahme des HSK 2007 vorsah. Durch Ausscheiden aus AI-

tersgründen bzw. Nichtwiedenryahl wurde dieses Ziel erreicht. Diese Konsolidierungsmaßnahme wurde

mit Beschluss des Kreistags am 14, September 2009 wieder aufgehoben, in dem der Kreistag den

Land rat ermächtigte, d rei weitere Bei geord neten stellen au szu sch reiben .

Jahr 1996 2001 2A02 2003 2004 2005 2006
in Tsd. €

Berein igtes Haushaltsergebn is 0 1.438 0 - 6.056 11 .891 -16 079 -11.808
noch nicht gedeckter Fehlbetrag
aus Vorjahren 0 0 0 0 - 5.129 -11 .891 -14.283

Fehlbestand der allgemeinen
Rücklaqe 0 1.924 1.883 1.844 - 2.097 - 2.237 - 2665

Gesamtkonsol idieru n gsbedarf 0 .3 .362 1.883 - 7.900 - 19.117 - 30.207 - 24.292
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lm HSK 2008 führte der Landkreis aus, dass eine Teilnahme am Vergleichsring Personalmanagement

ein deutliches Einsparpotenzial in der Stellenausstattung ergab. Auch die Teilnahme an anderen Ver-

gleichsringen zeigte bei Anderung der organisatorischen Rahmenbedingungen mögliche Stellenreduzie-

rungen. Daher sieht das KPA bei der Personalausstattung Konsolidierungspotenziale. Vor dem Hinter-

grund der sich ändernden demographischen Entwicklung wird auch die Erarbeitung eines Personalent-

wicklungskonzepts als Konsolidierungsmaßnahme vorgeschlagen.

Des Weiteren bleibt darauf hinzuweisen, dass ab dem Jahr 2009 durch die Umstellung auf die doppelte

Buchführung in Konten erstmals Abschreibungen auf das Anlagevermögen zu enruirtschaften sind, die

einen zusätzlichen Konsolidieru ngs bedarf darstel le n

Der Landkreis übernahm nach einer Vereinbarung aus dem Jahr 2002 mit dem Land Brandenburg über

die Durchfuhrung und Mitfinanzierung des zweibahnigen Ausbaus der B 101 im Abschnitt Kerzendorf

Süd bis Luckenwalde Nord die Verpflichtung zurZahlung von insgesamt24,4 Mio. €, wovon der Land-

kreises bisher Zahlungen i. H, v. 12,2Mio. € geleistet hat. Laut Auskunft des Landkreises ist ab dem

Jahr 2A11 mit weiteren Zahlungen zu rechnen, die in der Haushaltplanung 2009 jedoch nicht berück-

sichtigt waren. Die weitere Finanzierung des Ausbaus der B 101 i, H. v, 12,2\'irio. € sind als Risiko ein-

zustufen,

Ein weiteres finanzieltes Risiko besteht in der Übernahme von Verlustausgleichen und Sicherung der

Zahlungsfähigkeit der SWFG. Nach dem Bericht des Wirtschaftsprüfers zur Prüfung des Jahresab-

schlusses 2A07 der SWFG erfolgten per 31, Dezember 2007 Verlustvorträge i. H. v. rd, 4,5 Mio. €, die

sich mit dem Jahresergebnis 2007 auf insgesamt 6,3 Mio, € summieren. Eigenkapital der Gesellschaft

lässt sich nur noch mit den Sonderposten aus Investitionszuschüssen darstellen. Der Verlust des Wirt-

schaftsjahres 2008 beläuft sich ausweislich des ungeprüften konsolidierten Gesamtabschlusses auf

weitere 1,4 Mio. €. Der Wirtschaftsprüfer venrveist bereits seit dem Wirtschaftsjahr 2004 auf eine ange-

spannte Liquiditätslage der Gesellschaft hin. So konnte die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft am

31. Dezember 2A04 nurdurch die Aufnahme von Kontokorrentkrediten i. H. v. rd. 1,2 Mio. €gesichert

werden. Diese haben sich bis zum 31. Dezember 2008 auf einen Betrag von rd. 4,0 Mio. € erhöht.

Erstmals im Jahr 2008 konnte die Gesellschaft den fälligen Schuldendienst aus den Verbindlichkeiten

gegenüber Kreditinstituten nicht zahlen; es kam zur Stundung des Schuldendienstes, Ausweislich der
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Saldenbestätigungen der Banken zu den besicherten Darlehen wurden auch im Geschäftsjahr 2009

Stundungen gewährt. Der Landkreis ist als Gesellschafter zum Verlustausgleich verpflichtet, zahlte aber

seit dem Jahr 2006 lediglich 300 Tsd. € an die Gesellschaft. Hauptursache der jährlichen Verluste ist

nicht das operative Geschäft, sondern die aus den hohen Verbindlichkeiten gegenüber den Kreditinsti-

tuten bestehenden Zahlungsverpflichtungen für Zinsen. So belief sich der Zinsaufwand des Jahres 2008

auf insgesamt 1,4 Mio. € bei einem Verlust von ebenfalls rd. 1,4 Mio. €. Dieser lässt sich nur mindern,

wenn es der Gesellschaft gelingt, das im Jahr 2006 enruorbene lmmobilienpaket von der MBS gewinn-

bringend zu veräußern. Entsprechende Bemühungen in den letzten drei Jahren waren kaum erfolgreich.

Es bestehen mit Ausfallbürgschaften des Landkreises besicherte Verbindlichkeiten gegenüber Kreditin-

stituten i. H. v. rd.21,5 Mio. € (vgl. T2.2.8), Das KPA stuft daher die dezeit bestehenden Restsalden

der mit Ausfallbürgschaften des Landkreises besicherten Verbindlichkeiten der Gesellschaft als erhebli-

ches finanzielles Risiko für den Landkreis ein. Zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft

dürften erhebliche Finanzzuwendungen an die Gesellschaft notwendig werden. Mit Beschluss des

Kreistages vom 15. Februar2Al0 wurde eine erste Zuwendung i. H. v.2,95 Mio. € als Vorgriff auf den

Haushalt 2010 beschlossen. Zudem wird dringend angeraten, ein Sanierungskonzept für die SWFG zu

erarbeiten. Darauf wurde der Landkreis bereits im Rahmen der Genehmigung des Haushalts 2009 hin-

gewiesen, Entsprechende Beschlüsse in den Gesellschaffsgremien wurden bisher nicht gefasst.

Vor dem Hintergrund der regionalisierten demographischen Prognosen bittet das KPA, bei künftigen In-

vestitionsentscheidungen diese Prognosen in der Bewertung zu berücksichtigen.


